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Newsletter Juli 2025 
 

Liebe Leserinnen und Leser, 

anlässlich des Weltflüchtlingstags am 20.06.2025 forderten zahlreiche flüchtlingssolidarische 
Vereine eine grundlegende Wende der Asyl- und Migrationspolitik. Wir als Flüchtlingsrat NRW 
heben in einer Pressemitteilung vom gleichen Tag die Arbeit der solidarischen und hilfsbereiten 
Zivilgesellschaft hervor: „Mit ihrem flüchtlingssolidarischen Engagement setzen Ehrenamtliche 
zugleich ein klares Zeichen: Sie treten für eine Gesellschaft ein, die Verantwortung für Schutz-
bedürftige und Menschen in Not übernimmt, und leben dieses Ideal aktiv vor“, erklärt unsere 
Geschäftsführerin Birgit Naujoks. 

Doch der flüchtlingspolitische Kurs auf allen politischen Ebenen läuft den Zielen und Werten 
der Engagierten zunehmend zuwider: Ständig werden weitere Abschottungsmaßnahmen be-
schlossen. „Nicht die Fluchtmigration, sondern der Umgang mit diesem Thema ist eines der 
drängendsten Probleme unserer Zeit“, so Naujoks.  

Die UNO-Flüchtlingshilfe erklärte in einer Pressemitteilung vom 20.06.2025, dass sich weltweit 
die Zahl der Schutzsuchenden mit Stand vom selben Tag auf 122 Millionen belaufe und in den 
letzten zehn Jahren fast verdoppelt habe. Zudem verschärfe sich die Situation von Schutzsu-
chenden zunehmend: Die Versorgung mit Wasser und Lebensmitteln und die Unterbringung 
seien schlecht, Schutzmaßnahmen für geflüchtete Frauen und Mädchen fehlten und Kinder er-
hielten keinen Zugang zu Bildung, sodass sie vermehrt Opfer von Kinderarbeit oder Menschen-
handel würden. Die Verschärfung sei auf drastische Mittelkürzungen der globalen humanitä-
ren Hilfe in den vergangenen Jahren zurückzuführen. Nach Angaben der UNO-Flüchtlingshilfe 
liegt ihr derzeitiges Finanzvolumen, trotz der stark gestiegenen Zahl von Schutzsuchenden, auf-
grund von fehlenden Anpassungen und der Reduzierung der Finanzmittel unter dem Niveau 
von 2015. Amnesty International und Greenpeace berichteten in einer gemeinsamen Presse-
mitteilung vom 19.06.2025 von einer Protestaktion zum Weltflüchtlingstag. Mit einem großen 
Schwimmbanner in der Spree mit der Aufschrift „Klimakrise kennt keine Grenzen“ machten sie 
auf die Notwendigkeit sicherer Fluchtwege und entschlossenen Klimaschutzes als Maßnahme 
gegen Fluchtursachen aufmerksam. 

In diesem Newsletter werfen wir einen Blick auf die aktuelle Lage der zivilen Seenotrettung. 
Wir thematisieren die flüchtlingspolitischen Ergebnisse der Justizminister-, Innenminister- und 
Ministerpräsidentenkonferenz und informieren über den Umgang mit dem Leistungsaus-
schluss für Dublin-Fälle. Abschließend befassen wir uns mit nordrhein-westfälischen Initiativen 
gegen restriktive Asylpolitik und stellen unsere Wahlprüfsteine zu den bevorstehenden Kom-
munalwahlen vor. 

Wenn Du einen Artikel in diesem Newsletter kommentieren, kritisieren oder loben möchtest, 
schreibe bitte eine E-Mail an die Adresse newsletter@frnrw.de. Unter www.frnrw.de kannst 
Du Dich für den Newsletter an- oder abmelden. 

https://www.frnrw.de/top/weltfluechtlingstag-verantwortung-fuer-und-solidaritaet-mit-schutzsuchenden.html
https://www.uno-fluechtlingshilfe.de/informieren/aktuelles/blog/artikel/weltfluechtlingstag-2025
https://www.amnesty.de/pressemitteilung/deutschland-weltfluechtlingstag-protest-amnesty-greenpeace-spree
https://www.amnesty.de/pressemitteilung/deutschland-weltfluechtlingstag-protest-amnesty-greenpeace-spree
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Aktuelle Lage der zivilen Seenotrettung 

Im Jahr 2025 sind nach Angaben des Missing Migrant Project der Internationalen Organisation 
für Migration bislang 760 Schutzsuchende bei der Flucht über das Mittelmeer gestorben oder 
gelten als vermisst (Stand: 06.07.2025). Im vergangenen Jahr zählte die Organisation insge-
samt 2.573 Tote oder Vermisste. Diese Zahlen weisen auf die Notwendigkeit einer funktionie-
renden staatlichen Seenotrettung hin. Da entsprechende Maßnahmen der Europäischen 
Union und ihrer Mitgliedstaaten weitgehend fehlen, leisten zivile Seenotrettungsorganisatio-
nen Hilfe, um das Leben von Schutzsuchenden zu retten. 
SOS Humanity, United4Rescue, Sea-Watch und Sea-Eye würdigten am 18.06.2025 im Rahmen 
einer gemeinsamen Pressekonferenz ihr 10-jähriges Jubiläum, wie SOS Humanity in einer Pres-
semitteilung vom gleichen Tag berichtete. Laut SOS Humanity ist die zivile Seenotrettung bis 
April 2025 an der Rettung von 175.595 Menschen im zentralen Mittelmeer beteiligt gewesen. 
Die Tragweite eines fehlenden europäisch koordinierten Seenotrettungsprogramms, nämlich 
auch zukünftig zu befürchtende Tausende Tote auf den Mittelmeerrouten, macht Giulia Mess-
mer, Sprecherin von Sea-Watch, in einer Pressemitteilung ihrer Organisation vom 18.06.2025 
deutlich. Sie führt zudem aus: „Nach 10 Jahren ziviler Seenotrettung auf dem Mittelmeer wis-
sen wir: Diese Situation ist kein Zufall. Sie ist politisch gewollt – und sie kann von der EU-Kom-
mission beendet werden.” Daher solle sich die deutsche Bundesregierung klar zur Seenotret-
tung als humanitäre und rechtliche Pflicht bekennen und sich in der EU für ein staatlich koor-
diniertes, voll finanziertes Rettungsprogramm im Mittelmeer einsetzen. Weiterhin fordert 
Sea-Watch die EU auf, die Kooperation mit autoritären Regimen wie Tunesien und Libyen im 
Bereich des Grenzschutzes zu beenden. In diesen Ländern sei es im Umgang mit Schutzsu-
chenden wiederholt zu Menschenrechtsverletzungen gekommen, wie die Organisation Ärzte 
ohne Grenzen in einem Bericht vom 12.06.2025 dokumentiert hat. Die Autorinnen1 des Be-
richts haben nach eigenen Angaben Berichte von Schutzsuchenden gesammelt, die bei ihrer 
Flucht über das Mittelmeer von der libyschen Küstenwache festgenommen und während ihrer 
Haft durch die libyschen Behörden psychisch und physisch misshandelt worden seien. 
 
Derweil habe die Bundesregierung am 25.06.2025 beschlossen, die zivile Seenotrettung von 
Flüchtlingen im Mittelmeer finanziell nicht mehr zu unterstützen, wie aus einem Artikel der 
Tagesschau vom gleichen Tag hervorgeht. Einem Bericht des Haushaltsausschusses des Bun-
destages vom 18.11.2022 zufolge, hatte das Gremium eine Förderung von jährlich zwei Milli-
onen Euro von 2023 bis 2026 für zivile Hilfsorganisationen wie Sea-Eye, SOS Humanity und 
Sant’Egidio beschlossen. Damit hätten die Organisationen die gestiegenen Kosten für Treib-
stoff, Liegegebühren sowie Personal an Bord und an Land ausgleichen und die Präsenz der 
Rettungsschiffe im Einsatzgebiet gewährleisten können, wie Migazin in einem Artikel vom 

 

1 Der Vorstand des Flüchtlingsrats NRW hat beschlossen, in allen Publikationen des Vereins das generische Fe-
mininum zu verwenden. Das bedeutet, dass wir in Fällen, in denen das biologische Geschlecht der bezeichneten 
Personen oder Personengruppen nicht feststeht oder keine für das Verständnis der Aussage relevante Bedeutung 
hat, ausschließlich die weibliche Bezeichnung verwenden.  

https://missingmigrants.iom.int/region/mediterranean?region_incident=All&route=All&year%5B%5D=15741&month=All&incident_date%5Bmin%5D=&incident_date%5Bmax%5D
https://missingmigrants.iom.int/region/mediterranean?region_incident=All&route=All&year%5B%5D=15741&month=All&incident_date%5Bmin%5D=&incident_date%5Bmax%5D
https://sos-humanity.org/presse/10-jahre-seenotrettung/
https://sos-humanity.org/presse/10-jahre-seenotrettung/
https://sea-watch.org/10-jahre-zivile-seenotrettung/
https://www.aerzte-ohne-grenzen.de/sites/default/files/2025-06/msf-sar-deadly-manoeuvres-en.pdf
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/bundesregierung-seenotrettung-104.html
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/bundesregierung-seenotrettung-104.html
https://dserver.bundestag.de/btd/20/035/2003528.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/035/2003528.pdf
https://www.migazin.de/2025/06/26/haushalt-bundesregierung-hilfe-seenotrettung-mittelmeer/
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26.06.2025 berichtet. Laut Außenminister Johann Wadephul sei es nicht die „Aufgabe des Aus-
wärtigen Amtes (…), für diese Form der Seenotrettung Mittel zu verwenden.“ Die Grünen-
Abgeordnete Jamila Schäfer kritisierte die Regierungspläne im Artikel des Migazin und er-
klärte, dass die Streichung der Fördergelder nicht zu weniger Migration führe, sondern dazu, 
dass die Fluchtrouten für Schutzsuchende noch tödlicher werden.  
Gorden Isler, Vorsitzender von Sea-Eye, bedauert in einer Stellungnahme seiner Organisation 
vom 25.06.2025 die Entscheidung der Bundesregierung und warnt vor konkreten Auswirkun-
gen auf Rettungseinsätze und die Überlebenschancen von Menschen in Seenot. Er appelliert 
an alle Abgeordneten der demokratischen Parteien im Bundestag, zur Fortsetzung der Förde-
rung ziviler Seenotrettung beizutragen, damit Hilfsorganisationen weiterhin Leben retten kön-
nen. 

 

Ergebnisse der Justizminister-, Innenminister- und Ministerpräsidenten-
konferenz 

Im Juni fanden mit der Justizminister-, Innenminister- und Ministerpräsidentenkonferenz drei 
Sitzungen statt, auf denen zum wiederholten Male (restriktive) migrationspolitische Maßnah-
men im Fokus standen. Bundeskanzler Friedrich Merz erklärte, dass zwischen Bund und Län-
dern Einigkeit über eine „Migrationswende“ bestehe, wie aus einer Mitschrift der Pressekon-
ferenz des Kanzlers nach der Ministerpräsidentenkonferenz (MPK) vom 18.06.2025 hervor-
geht. Ausgewählte migrationspolitische Forderungen der Konferenzen haben wir im Folgen-
den aufgeführt. 

Beschleunigung gerichtlicher Asylverfahren: 

Ein wichtiges Thema der Justizministerkonferenz (JUMIKO), die am 05. und 06.06.2025 im 
sächsischen Bad Schandau stattfand, war die Beschleunigung gerichtlicher Asylverfahren. Un-
ter Tagesordnungspunkt 1.2 wurde beschlossen, dass Asylstreitverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten „effizienter“ gestaltet werden sollen, um die Verfahrensdauer auf höchstens 
6 Monate zu begrenzen. Die seit Anfang 2023 bestehende Möglichkeit für Verwaltungsge-
richte, Verfahren von anwaltlich vertretenen Klägerinnen schriftlich durchzuführen, geregelt 
in § 77 Abs. 2 des Asylgesetzes, läuft laut den Justizministerinnen wegen Satz 2 des Gesetzes, 
nach dem auf Antrag eines Beteiligten mündlich verhandelt werden muss, in der Praxis „ins 
Leere“. Die JUMIKO bittet die Bundesjustizministerin, sich gegenüber dem Bundesinnenminis-
ter dafür einzusetzen, dass asylrechtliche Streitigkeiten in „geeigneten Fällen“ häufiger im 
schriftlichen Verfahren entschieden werden, jedoch „ohne das rechtliche Gehör unangemes-
sen einzuschränken.“ Die Möglichkeit, auf mündliche Verhandlungen zu verzichten, ist indes 
grundsätzlich umstritten. So äußerte sich Asylrechtsanwältin Berenice Böhlo in einem Inter-
view mit Pro Asyl vom 02.12.2022 ablehnend zum damaligen Gesetzentwurf. Laut Böhlo dient 
die mündliche Verhandlung der effektiven Kontrolle behördlicher Entscheidungen und stellt 
das Kernstück des Rechtsschutzes dar. Das Gesetz entwerte die Bedeutung einer gerichtlichen 

https://www.migazin.de/2025/06/26/haushalt-bundesregierung-hilfe-seenotrettung-mittelmeer/
https://sea-eye.org/bundesregierung-streicht-finanzielle-unterstuetzung-fuer-zivile-seenotrettung/
https://sea-eye.org/bundesregierung-streicht-finanzielle-unterstuetzung-fuer-zivile-seenotrettung/
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/pressekonferenz-nach-bund-laender-beratungen-2355168
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/pressekonferenz-nach-bund-laender-beratungen-2355168
https://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__77.html
https://www.proasyl.de/news/dieses-gesetz-wird-die-asylverfahren-nicht-beschleunigen-sondern-verzoegern/
https://www.proasyl.de/news/dieses-gesetz-wird-die-asylverfahren-nicht-beschleunigen-sondern-verzoegern/
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Entscheidung auf Grundlage einer mündlichen Verhandlung und diene dem Abbau der Ver-
fahrensrechte von Schutzsuchenden.  

Gemeinsames europäisches Asylsystem: 

Die Innenministerinnen berieten anlässlich der Innenministerkonferenz (IMK) vom 11.06. bis 
13.06.2025 in Bremerhaven insbesondere über Maßnahmen zur Etablierung der GEAS-Re-
form, die in einer Sammlung der zur Veröffentlichung freigegebenen Beschlüsse der 223. Sit-
zung der Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder vom 18.06.2025 
festgehalten sind. Die Ministerinnen fordern u.a. aufgrund des vorgesehenen Screeningver-
fahrens eine Erweiterung der Befugnisse der Bundespolizei zur Kontrolle von Drittstaatsange-
hörigen innerhalb des deutschen Hoheitsgebiets (TOP 2) und die zügige Klärung der Zustän-
digkeiten von Bund und Ländern einschließlich einer effektiven Verfahrensabstimmung (TOP 
3). Zudem fordern sie den Bund dazu auf, die Länder bei der Umsetzung der Maßnahmen, die 
in deren Zuständigkeit fallen, personell und strukturell zu unterstützen (TOP 80). Die IMK wies 
darauf hin, dass Deutschland aufgrund von europarechtlichen Vorgaben ab Juni 2026 Einrich-
tungen mit insgesamt 374 Plätzen für Asyl- und Abschiebungsgrenzverfahren zu errichten 
habe (TOP 6). Nach Ansicht der Innenministerinnen fällt der Bau der Zentren in den Aufgaben-
bereich des Bundes, der, mit der Unterstützung der Bundesländer, einen „entsprechenden 
konzeptionellen Vorschlag für die Einrichtung und den Betrieb von Asylzentren in der Regie 
des Bundes“ erstellen soll. Menschenrechtsorganisationen wie Pro Asyl bewerten die ge-
plante GEAS-Reform kritisch. In einer News vom 23.12.2024 spricht die Organisation von ei-
nem „historischen Tiefpunkt für den Flüchtlingsschutz in Europa“. Die Reform schwächt aus 
ihrer Sicht grundlegende Schutzstandards und zielt darauf ab, Schutzsuchende durch Maßnah-
men wie Haftlager an den EU-Außengrenzen abzuschrecken und so den Zugang zu Schutz in 
Europa zu erschweren. Pro Asyl warnt im Zusammenhang mit den auch in Deutschland vorge-
sehenen Grenzverfahren vor Schnellverfahren unter haftähnlichen Bedingungen, die „durch 
den Zeitdruck, die hohen psychischen und physischen Belastungen, die haftähnlichen Bedin-
gungen und den mangelnden Kontakt zur Außenwelt deutlich nachteilhafter (sind) als die re-
gulären Asylverfahren innerhalb Deutschlands.“ 

Ausweitung von Abschiebungen: 

Die IMK unterstützt die im Koalitionsvertrag festgeschriebenen Pläne zur Steigerung der Zahl 
von Abschiebungen, wie zum Beispiel die „stärkere Inpflichtnahme der Herkunftsländer“ so-
wie bilaterale und europäische Kooperationen im Rahmen von Dublin-Überstellungen (TOP 
11). Hinsichtlich der geplanten Kompetenzerweiterung der Bundespolizei, die künftig die 
Möglichkeit haben soll, eine vorübergehende Haft oder Ausreisegewahrsam für ausreise-
pflichtige Migrantinnen zu beantragen, weisen die Innenministerinnen darauf hin, dass es auf-
grund des Eingriffs in die Kompetenzordnung von Bund und Ländern einer Abstimmung beider 
Ebenen brauche. In diesem Zusammenhang bittet die IMK auch um die Prüfung der Einführung 

https://www.innenministerkonferenz.de/IMK/DE/termine/to-beschluesse/2025-06-13_DOK/beschl%C3%BCsse.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.innenministerkonferenz.de/IMK/DE/termine/to-beschluesse/2025-06-13_DOK/beschl%C3%BCsse.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.proasyl.de/news/faq-zur-europaeischen-asylreform-geas-antworten-auf-die-wichtigsten-fragen/
https://www.koalitionsvertrag2025.de/sites/www.koalitionsvertrag2025.de/files/koav_2025.pdf
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einer neuen Befugnis zur vorläufigen Ingewahrsamnahme. Damit soll den zuständigen Behör-
den ermöglicht werden, ausreisepflichtige Personen vorläufig in Gewahrsam zu nehmen, be-
vor gerichtlich über die Anordnung von Ausreisegewahrsam oder Abschiebungshaft entschie-
den wird, damit „sich der Ausreisepflichtige den ausländerbehördlichen Maßnahmen nicht 
entzieht“. Pro Asyl kritisierte die im Koalitionsvertrag vorgesehene geplante Kompetenzerwei-
terung der Bundespolizei in einer News vom 11.04.2025 deutlich. Wie die Organisation er-
klärte, sei die Beantragung von Abschiebungshaft und Ausreisegewahrsam ausschließlich Län-
derkompetenz, was auch in einem Urteil des Bundesgerichtshofes (Urteil vom 25. Februar 
1999; Az.: III ZR 155/97) festgestellt wurde. Eine Zuständigkeit der Bundespolizei sei weder 
durch das Grundgesetz gedeckt noch mit der Gewaltenteilung vereinbar. Denn aus der Ver-
waltungskompetenz des Bundes für die Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs nach 
Art. 73 Abs. 1 Nr. 5 GG ließe sich keine Zuständigkeit der Bundespolizei gegenüber Schutzsu-
chenden ableiten, die sich zwar auf deutschem Boden befinden, jedoch rechtlich als nicht ein-
gereist gelten. Kritisch sieht Pro Asyl zudem, dass die Bundespolizei auch an Orten wie Bahn-
höfen oder in Zügen tätig werden soll, welche nicht zum Grenzbereich zählen. 

Begrenzung von Migration: 

In allen Konferenzen war das Thema der Begrenzung der Migration ein wesentlicher Punkt. 
Bundesinnenminister Alexander Dobrindt verwies in einer Pressekonferenz vom 13.06.2025 
zur IMK auf den Gesetzentwurf zur Aussetzung des Familiennachzugs zu subsidiär Schutzbe-
rechtigten. Nachdem der Bundestag das Gesetz am 27.06.2025 beschlossen hat, wie er am 
gleichen Tag auf seiner Webseite berichtete, stimmte auch der Bundesrat dem Vorhaben am 
11.07.2025 laut Information auf seiner Webseite vom selben Tag zu. Der Gesetzentwurf war 
von flüchtlingssolidarischen Organisationen deutlich kritisiert worden, weil er Familien ausei-
nanderreiße und den Leidensdruck für die Betroffenen enorm erhöhe, wie wir im letzten 
Newsletter ausführlicher erläutert haben. Weiterhin unterstützt die IMK die Pläne zur Auswei-
tung von „sicheren Herkunftsstaaten“ und bezeichnet diese als „wichtiges Instrument (…), um 
Asylverfahren auf tatsächlich Schutzbedürftige zu fokussieren, Abläufe effektiv zu gestalten 
und Prüfungen zu beschleunigen“. Der Titel des TOP 16 in der Sammlung der freigegebenen 
Beschlüsse „Sichere Herkunftsstaaten als solche einstufen“ geht dabei über Formulierungen 
aus vergangenen IMKen hinaus, indem er nicht mehr einen Prüfauftrag impliziert, sondern 
vielmehr direkt die Feststellung „sicherer Herkunftsstaaten“. Die IMK unterstützt den Plan der 
Bundesregierung, die Einstufung „sicherer Herkunftsstaaten“ künftig durch Rechtsverordnung 
vorzunehmen, befürwortet die Aufnahme von Indien, Algerien, Marokko und Tunesien in die 
Liste „sicherer Herkunftsstaaten“ und fordert die Bundesregierung zur fortwährenden Prü-
fung weiterer Länder, die in die Liste aufgenommen werden sollen, auf.   
Der Bundestag diskutierte am 10.07.2025 in erster Lesung über den Gesetzentwurf, der die 
Einstufung „sicherer Herkunftsstaaten“ künftig per Rechtsverordnung vorsieht, wie der Bun-
destag am gleichen Tag auf seiner Webseite informierte. Pro Asyl warnt in einer Pressemittei-
lung vom 10.07.2025, dass durch das Gesetz die parlamentarische Kontrolle geschwächt und 

https://www.proasyl.de/news/rueckschrittskoalition-zulasten-von-menschenrechten-und-humanitaet/?utm_source=chatgpt.com
https://lexetius.com/1999,700
https://lexetius.com/1999,700
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_73.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/kurzmeldungen/DE/2025/06/imk-bremerhaven.html
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2025/kw26-de-familiennachzug-1084812
https://www.bundesrat.de/DE/plenum/bundesrat-kompakt/25/1056/07.html?nn=4352768#top-7
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/newsletter-schnellinfo/newsletter-juni-2025.html
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/newsletter-schnellinfo/newsletter-juni-2025.html
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2025/kw28-de-sichere-herkunftsstaaten-1097000
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2025/kw28-de-sichere-herkunftsstaaten-1097000
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2025/kw28-de-sichere-herkunftsstaaten-1097000
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rechtsstaatliche Defizite verschärft würden. Das durch Art. 16a GG verfassungsrechtlich ga-
rantierte Mitspracherecht von Bundestag und Bundesrat stehe damit auf dem Spiel. Dieser 
verlangt für die Einstufung „sicherer Herkunftsstaaten“ ein Gesetz, das von Bundestag und 
Bundesrat beschlossen wird. Pro Asyl lehnt das Konzept „sicherer Herkunftsstaaten“ grund-
sätzlich ab, da es faire Asylverfahren behindere und Abschiebungen in unsichere Verhältnisse 
begünstige. 

 

Umgang mit dem Leistungsausschluss für Dublin-Fälle 

Der Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen (StGB NRW) informiert in seinem 
Schnellbrief vom 12.06.2025 über Anwendungsempfehlungen des Bundesinnenministeriums 
(BMI) hinsichtlich der Möglichkeit von Leistungskürzungen nach § 1 Abs. 4 AsylbLG. Diese Re-
gelung sieht einen vollständigen Leistungsausschluss für Schutzsuchende vor, für die gemäß 
der Dublin-III-Verordnung ein anderer EU-Mitgliedstaat zuständig ist. Der StGB NRW weist in 
seinem Schreiben auf die Beschlüsse von einigen Sozialgerichten hin, nach denen Leistungs-
ausschlüsse nach § 1 Abs. 4 AsylbLG aufgrund von europa- und verfassungsrechtlichen Beden-
ken rechtswidrig sind. Eine Übersicht entsprechender Entscheidungen gibt die GGUA in einem 
Schreiben vom 01.07.2025. Aufgrund der unterschiedlichen rechtlichen Einschätzungen hin-
sichtlich der Leistungskürzungen für Dublin-Fälle hat der DStGB laut StGB NRW das BMI um 
einheitliche Anwendungsempfehlungen gebeten. Gleichzeitig erklärte das Ministerium gegen-
über dem DStGB, dass die erstinstanzlichen Entscheidungen – insgesamt 47 laut der zuvor 
genannten Übersicht der GGUA – die den Leistungsausschluss für Dublin-Fälle für rechtswidrig 
erklärten, nicht zu einer „Unwirksamkeit der Normen“ führen würden, „da diese Entscheidun-
gen bekanntlich Wirkung nur inter partes entfalten.“ Der Fachbereich des BMI verweise auf 
Artikel 21 der neuen Aufnahme-Richtlinie (EU) 2024/1346, in dem der „explizite Wille des Uni-
onsgesetzgebers zum Ausdruck (kommt), Aufnahmeleistungen nur im für die Durchführung 
des Asylverfahrens zuständigen Mitgliedstaat zu gewährleisten, um die Funktionsweise des 
Gemeinsamen europäischen Asylsystems sicherzustellen.“ Die Mitgliedstaaten seien ver-
pflichtet, die neue Aufnahme-Richtlinie bis 2026 in nationales Recht umzusetzen. Zudem ver-
weist der Fachbereich des BMI in seiner Antwort auf einen Beschluss des Landessozialgerichts 
Thüringen vom 16.05.2025 (L 8 AY 222/25 B ER), das den Leistungsausschluss von Dublin-Fäl-
len für unions- und verfassungskonform erklärt hat. Abschließend informiert der StGB NRW 
über die Empfehlung des DStGB, laut der die erstinstanzliche Rechtsprechung zur Kenntnis 
genommen, Widersprüchen gegen einen Leistungsausschluss, außer in Härtefällen, allerdings 
nicht abgeholfen werden soll. 

Nun erfolgte durch einen Beschluss vom 13.06.2025 (AZ: L 8 SO 12/25 B ER) des Landesozial-
gerichts Niedersachsen-Bremen (LSG) eine weitere Entscheidung in zweiter Instanz. Anders 
als das LSG Thüringen entschied das LSG Niedersachsen-Bremen, dass der Leistungsausschluss 
für Dublin-Fälle rechtswidrig ist. In dem zugrundeliegenden Eilverfahren ging es um einen af-
ghanischen Schutzsuchenden, der im April 2024 mit einem polnischen Schengen-Visum nach 

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_16a.html
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/AsylbLG/Schreiben_Staedte_und_Gemeindebund.jpg
https://www.gesetze-im-internet.de/asylblg/__1.html
https://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Dublin_AsylbLG-Ausschluss.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202401346
https://sozialgerichte.thueringen.de/aktuelles/presseinformationen/detailseite?tx_news_pi1%5Baction%5D=detail&tx_news_pi1%5Bcontroller%5D=News&tx_news_pi1%5Bnews%5D=5177&cHash=7ca2616fa52b284b87978ac1a1f3c5ef
https://anwaltskanzlei-adam.de/2025/06/14/landessozialgericht-niedersachsen-bremen-beschluss-vom-13-06-2025-az-l-8-ay-12-25-b-er/


 
8 

 

  
 
 
https://www.facebook.com/FluechtlingsratNRW/ 

Flüchtlingsrat NRW e. V. 
info@frnrw.de – www.frnrw.de 
Tel.: 0234/58731560 – Fax: 0234/58731575 
Bankverbindung: SozialBank AG, Köln, IBAN: DE56370205000008054101 
V. i. S. d. P.: Birgit Naujoks, Flüchtlingsrat NRW e. V., Wittener Str. 201, D-44803 Bochum 

Deutschland eingereist und dessen Asylantrag vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) abgelehnt worden ist. Das BAMF ordnete die Abschiebung nach Polen an und die 
Rücknahme wurde von den polnischen Behörden akzeptiert. Nachdem zwei Abschiebungen 
aufgrund des Nichtantreffens des Betroffenen gescheitert waren, verlängerte das BAMF die 
Überstellungsfrist bis Dezember 2025. Bis November 2024 erhielt der Mann Leistungen nach 
dem AsylbLG. Danach wurden die Leistungen eingestellt und lediglich Mittel für die Unterkunft 
sowie punktuelle Sachleistungen zur Ausreise gewährt, wogegen sich der Antragsteller mit 
seinem Eilantrag wehrt.  

Das LSG Niedersachsen-Bremen beruft sich in seiner Entscheidung auf § 1 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 
AsylbLG, der besagt, dass der Leistungsschluss nur dann möglich ist, wenn die Ausreise „nach 
der Feststellung des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge rechtlich und tatsächlich 
möglich.“ Da in der Rechtsprechung und Literatur noch nicht geklärt sei, wann eine freiwillige 
Ausreise als möglich gilt, müsse unter Berücksichtigung der Grundrechte und der tatsächli-
chen Umstände der betroffenen Person konkret geprüft werden, ob eine freiwillige Ausreise 
in der Realität tatsächlich möglich und zumutbar ist. Wie das LSG im vorliegenden Fall erklärt, 
war es für den Antragsteller nicht möglich, freiwillig auszureisen, da Ausreisen nach dem Dub-
lin-III-Verfahren fast ausschließlich durch Abschiebungen erfolgen und das Dublin-III-Verfah-
ren freiwillige Ausreisen nicht vorsieht. Nach Ansicht des LSG besteht zudem aufgrund unions-
rechtlicher Vorgaben zur menschenwürdigen Mindestabsicherung nach der Aufnahmerichtli-
nie ein erhebliches europarechtliches Klärungsbedürfnis. Er stellt im Falle eines gerichtlichen 
Hauptsacheverfahrens eine Vorlage an den Europäischen Gerichtshof in Aussicht. 

 

Flüchtlingssolidarische Initiativen in Nordrhein-Westfalen und Kommu-
nalwahlen 2025 

Nicht nur auf der Bundesebene setzen politische Entscheidungsträgerinnen restriktive asylpo-
litische Maßnahmen um, sie zeigen sich auch auf Landesebene, wie etwa in Nordrhein-West-
falen, in der konkreten Verwaltungspraxis, insbesondere bei Abschiebungen. Doch zeigt sich 
andererseits auch ein großes zivilgesellschaftliches Engagement für eine humane Flüchtlings-
politik, wie folgende Initiativen beispielhaft aufzeigen. 

Demonstration für eine humane Asyl- und Grenzpolitik: 

Ein Bündnis, bestehend aus der Düsseldorfer Flüchtlingshilfe „Stay“, dem „Bündnis Abschie-
begefängnis verhindern – in Mönchengladbach und überall“ und der „Seebrücke Düsseldorf“, 
mobilisierte für eine Demonstration für eine humane Asyl- und Grenzpolitik am 14.06.2025 in 
Düsseldorf, wie die Rheinische Post in einem Artikel vom 12.06.2025 informierte. „Wir wollen 
nicht in einer Festung Europa leben, die von einem Massengrab umgeben ist. Wir glauben, 
dass wir als Gesellschaft fähig sind, einen anderen Umgang mit Migration zu finden“, erklärte 
Leni Haug, Sprecherin des Bündnisses, gegenüber dem Medium. 

https://rp-online.de/nrw/staedte/duesseldorf/demo-fuer-humane-asyl-und-grenzpolitik-zieht-durch-duesseldorf_aid-129164319
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Kritik an fehlender Transparenz zum Bau der Abschiebungshafteinrichtung in Mönchengla-
dbach: 

Das „Bündnis Abschiebegefängnis verhindern – in Mönchengladbach und überall“ hat zuletzt 
in einem Beitrag vom 22.05.2025 die fehlende Transparenz des Ministeriums für Kinder, Ju-
gend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen 
(MKJFGFI) hinsichtlich des Baus der geplanten Abschiebungshafteinrichtung in Mönchenglad-
bach2 kritisiert. Das Bündnis kritisiert den Bau als repressives und überflüssiges Projekt und 
verweist auf die bestehende Unterbringungseinrichtung für Ausreisepflichtige (UfA) in Büren, 
die bislang nie ausgelastet gewesen sei. Zudem lehnt es die für den Bau veranschlagten Aus-
gaben in Höhe von 300 Millionen Euro ab. Wie das Bündnis berichtet, habe es im Januar 2025 
eine Klage gegen das MKJFGFI zur Herausgabe von Informationen zur geplanten UfA nach dem 
Informationsfreiheitsgesetz eingereicht, nachdem es das Ministerium im Rahmen einer An-
frage nach dem Informationsanfrage wiederholt um Auskunft zur UfA gebeten habe. Darauf-
hin, allerdings erst am 24.03.2025, habe das Ministerium mit einer kargen Antwort auf dem 
Portal FragDenStaat reagiert. Das Bündnis kritisiert, dass ein Großteil der relevanten Informa-
tionen zum Baustart, der Inbetriebnahme sowie einer Einschätzung eines möglichen Wider-
stands der Zivilbevölkerung gegen den Bau der UfA und dem entsprechenden Umgang mit 
diesem Widerstand geschwärzt ist und ist überdies der Ansicht, dass etliche relevante Unter-
lagen fehlen würden. 

Unterstützung für ein Bleiberecht für Jesidinnen aus dem Irak: 

Eine Vielzahl zivilgesellschaftlicher und wohlfahrtsstaatlicher Akteurinnen aus Nordrhein-
Westfalen, darunter Ingeborg Heck-Böckler, Vorstandsbeauftragte für Flüchtlingsschutz in 
NRW von Amnesty International Deutschland, Caritas in NRW, der Deutsche Gewerkschafts-
bund NRW, der Deutsche Paritätische Wohlfahrtsverband - Landesverband NRW, die Evange-
lische Kirche von Westfalen, die Kooperationspartner der Flüchtlingsberatung in NRW, die 
Landesarbeitsgemeinschaft der Arbeiterwohlfahrt NRW und der Landesintegrationsrat NRW, 
unterstützen unsere Petition3 für ein Bleiberecht für Jesidinnen aus dem Irak. Im Jahr 2014 
floh die jesidische Bevölkerung infolge eines Genozids durch den IS aus ihrer Herkunftsregion, 
dem Sinjar im Nordirak. Der Deutsche Bundestag erkannte im Januar 2023 die brutalen Ver-
brechen des IS an den Jesidinnen als Völkermord an. Dennoch werden jesidische Schutzsu-
chende zunehmend in den Irak abgeschoben. Auch die nordrhein-westfälische Landesregie-
rung, die von Mitte Dezember 2023 bis Mitte Juni 2024 einen Abschiebungsstopp für jesidi-
sche Frauen und Minderjährige in den Irak erlassen hatte, führt mittlerweile Abschiebungen 

 
2 In unserem Februar Newsletter haben wir ausführlicher über die geplanten Abschiebungshafteinrichtung in 
Mönchengladbach informiert. 
3 Die Unterzeichnungsmöglichkeit der Petition ist beendet. Die Petition wurde inzwischen an Ministerpräsident 
Hendrik Wüst, Josefine Paul, Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration, und 
den Integrationsausschuss verschickt. 

https://abschiebegefaengnis-verhindern.de/2025/informationsverweigerung-statt-transparenz-mkjfgfi-haelt-nach-ifg-anfrage-erneut-informationen-vor/
https://fragdenstaat.de/anfrage/errichtung-unterbringungseinrichtung-fuer-ausreisepflichtige-ausreisegewahrsam-in-duesseldorf-1/#nachricht-987021
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Aktionen/20250611_Petition_Bleiberecht_f%C3%BCr_Jesidinnen.pdf
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/newsletter-schnellinfo/newsletter-februar-2025.html
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in die noch immer destabilisierte Region durch. Im Rahmen unserer Petition fordern wir das 
Land NRW angesichts der prekären Verhältnisse im Nordirak dazu auf, sich gegenüber dem 
Bund für eine Neubewertung der (Sicherheits-)Lage von Jesidinnen im Irak einzusetzen, um 
jesidischen Schutzsuchenden bereits im Rahmen des Asylverfahrens den notwendigen Schutz 
zu gewähren. Zudem setzen wir uns gegenüber dem Land für eine landesrechtliche Aufnah-
meanordnung ein, durch die der Aufenthalt jesidischer Geduldeter durch die Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis gesichert wird. 

Partizipationsmöglichkeiten für die Kommunal- und Integrationsratswahlen 2025: 

Auch Sie können aktiv werden und sich beispielsweise im Rahmen der bevorstehenden Kom-
munalwahlen am 14.09.2025 für eine flüchtlingssolidarische Gesellschaft einsetzen. Unsere 
flüchtlingspolitischen Wahlprüfsteine vom 26.06.2025 bieten Ihnen als Einzelperson oder Ini-
tiative eine Grundlage, um flüchtlingspolitische Forderungen gegenüber Entscheidungsträge-
rinnen sichtbar zu machen und in den politischen Diskurs einzubringen. Die Kommunen Nord-
rhein-Westfalens verfügen über wichtige Entscheidungskompetenzen im flüchtlingspoliti-
schen Bereich, u.a. in den in den Wahlprüfsteinen genannten Themenfeldern Unterbringung 
von Schutzsuchenden (Rahmenbedingungen der kommunalen Unterbringung und dezentrale 
Unterbringungsmöglichkeiten), Neuausrichtung der Ausländerbehörden (strukturelle und in-
haltliche Optimierung), Zugang zu Bildung und Arbeit (Maßnahmen für den Spracherwerb, 
den Kita- und Schulbesuch geflüchteter Kinder und Jugendlicher und die Arbeitsmarktintegra-
tion), menschenwürdige Versorgung (Position zur sog. Bezahlkarte, Gewährung von Leistun-
gen nach dem AsylbLG und Gesundheitsversorgung) und Schutz und Unterstützung von 
Schutzsuchenden (Gestaltung der kommunalen Migrationspolitik und Aufnahme von Schutz-
suchenden).  
Die entwickelten Wahlprüfsteine sollen Ihnen als Orientierung dienen, um im Vorfeld der 
Wahl mehr über die flüchtlingspolitischen Vorstellungen der politischen Parteien bzw. der 
Wahlkandidatinnen zu erfahren, und sollen Aussagen evozieren, die über die häufig oberfläch-
lichen Formulierungen in den Parteiprogrammen hinausgehen. Einerseits können Sie die 
durch die Anwendung der Wahlprüfsteine erhaltenen Antworten zur Information der Wähle-
rinnen öffentlichkeitswirksam aufarbeiten. Hierzu empfehlen wir eine Analyse und Einord-
nung der politischen Aussagen entlang der Fragen: Wie detailliert wird die Frage beantwortet? 
Weicht die Antwort der eigentlichen Frage aus? Ist die Antwort vor dem Hintergrund des bis-
herigen (partei-)politischen Engagements realistisch? Weiterhin können Sie die Antworten 
beispielsweise in Form von Pressemitteilungen, Website-Artikeln oder Social-Media-Inhalten 
verarbeiten oder als Grundlage für Gespräche oder Diskussionsveranstaltungen mit Kandida-
tinnen bzw. Parteien nutzen. Nicht zuletzt können Sie zu einem späteren Zeitpunkt auf die 
Äußerungen zurückgreifen, um die Antworten der gewählten Entscheidungsträgerinnen auf 
die Wahlprüfsteine mit den tatsächlich beschlossenen politischen Maßnahmen abzugleichen 
und gegebenenfalls die Versprechen aus den Wahlprüfsteinen einzufordern. 

https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Aktionen/20250626_Fl%C3%BCchtlingspolitische_Wahlpr%C3%BCfsteine___Kommunalwahlen_2025.pdf
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Zudem findet am 14.09.2025 die Wahl der Integrationsräte und -ausschüsse statt. Der Lan-
desintegrationsrat NRW ruft auf seiner Webseite zur Wahlbeteiligung auf: Integrationsräte 
seien ein zentrales Gremium, in dem Integrationspolitik behandelt werde und das sich für die 
Interessen von Bürgerinnen mit internationaler Familiengeschichte einsetze. Im Mittelpunkt 
stünden dabei Chancengerechtigkeit, Potenzialentfaltung, Antirassismus. Eine hohe Wahlbe-
teiligung stärke ihre demokratische Legitimation und Sichtbarkeit integrationspolitischer The-
men auf kommunaler Ebene. 

 

 

Termine  

Veranstaltung: Bleiberecht jenseits des Nationalstaats - Kämpfe um Sanctuary Policies in 
den USA, 22.07.2025, 18.00 Uhr, AG Kritische Stadtgeographie, AK Kritische Stadtgeographie 
und GGUA Flüchtlingshilfe, Ort: B-Side Münster, Gruppenraum 1, Am Mittelhafen 42, 48155 
Münster, Informationen hier. 

Workshop: Narrative Change verstehen: Workshop zur Orientierung & Sensibilisierung, 
23.07.2025, 17.00 – 19.30 Uhr, Multikulturelles Forum e.V., Ort: Dietrich-Keuning-Haus, Leo-
poldstr. 50-58, 44147 Dortmund, Anmeldung und Informationen hier. 

Online-Fachgespräch: „Arbeiten im belasteten Umfeld – Zwischen Belastung und Selbstfür-
sorge“, 25.07.2025, 13.00 – 14.30 Uhr, KN:IX connect, Anmeldung und Informationen hier. 

Veranstaltung: „Gedenktag zum Wehrhahn-Anschlag – Lesung mit Ronen Steinke“, 
27.07.2025, 18.00 – 20.00 Uhr, Kommunales Integrationszentrum Düsseldorf, Ort: Hispi – 
House of Friends, Worringer Str. 94, 40210 Düsseldorf, Anmeldung bis zum 20.07.2025 und 
Informationen hier. 

Online-AG “Ausländerbehörden”: Die Entscheidungspraxis der Ausländerbehörden, 
27.07.2025, 17.30 – 19.00 Uhr, Flüchtlingsrat NRW, Anmeldung bis zum 27.07.2025 und Infor-
mationen hier. 

Veranstaltung: „Engagement weltweit: Vortrag Issio Ehrich – Situation in der Sahelzone“, 
07.08.2025, 19.00 – 21.00 Uhr, Kommunales Integrationszentrum Düsseldorf, Ort: Herzkam-
mer, Zentralbibliothek, Konrad-Adenauer-Platz 1, 40210 Düsseldorf, Anmeldung bis zum 
01.08.2025 und Informationen hier. 

Online-Austausch: Passbeschaffung, 14.08.2025, 17:30 – 19:00 Uhr, Flüchtlingsrat NRW, An-
meldung bis zum 12.08.2025 und Informationen hier. 

https://integrationsratswahlen.nrw/auf_einen_blick/
https://www.ggua.de/aktuelles/einzelansicht/migration-macht-solidaritaet/
https://www.eventbrite.de/e/narrative-change-verstehen-workshop-zur-orientierung-sensibilisierung-tickets-1433340964409?aff=oddtdtcreator
https://ifak-bochum.de/event/online-fachgespraech-arbeiten-im-belasteten-umfeld-zwischen-belastung-und-selbstfuersorge/
https://formulare.duesseldorf.de/metaform/Form-Solutions/?2&releaseUserId=05111000-0001-0166&releaseID=67e3da1e82a5de224631f9db&releaseOrganizationID=05111000-0001&assistant=KFAS_54_21_155_Anmeldung_zu_einer_Veranstaltung&translation=false&storable=true&fileUrl=https%253A%252F%252Fformulare.duesseldorf.de%252Fmetaform%252FForm-Solutions%252Fsid%252Fassistant%252F67e3da1e82a5de224631f9db&oID=05111000-0001&kdnr=05111000-0001
https://www.frnrw.de/aktuelle-veranstaltungen-des-fluechtlingsrats-nrw
https://formulare.duesseldorf.de/metaform/Form-Solutions/?5&releaseUserId=05111000-0001-0166&releaseID=67e3db9c82a5de224631f9de&releaseOrganizationID=05111000-0001&assistant=KFAS_54_21_156_Anmeldung_zu_einer_Veranstaltung&translation=false&storable=true&fileUrl=https%253A%252F%252Fformulare.duesseldorf.de%252Fmetaform%252FForm-Solutions%252Fsid%252Fassistant%252F67e3db9c82a5de224631f9de&oID=05111000-0001&kdnr=05111000-0001
https://www.frnrw.de/aktuelle-veranstaltungen-des-fluechtlingsrats-nrw
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Online-Austausch: Angebote für geflüchtete Frauen, 20.08.2025, 17:00 – 18:30 Uhr, Flücht-
lingsrat NRW, Anmeldung bis zum 18.08.2025 und Informationen hier. 

Online-Input und -Austausch: Arbeitsgelegenheiten nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz, 26.08.2025, 17:00 – 18:30 Uhr, Flüchtlingsrat NRW, Anmeldung bis zum 19.08.2025 und 
Informationen hier. 

Seminar: Stabilisierungstechniken für die Arbeit mit geflüchteten Frauen – PEP, Trauma und 
Selbstwerttraining, 28.08.2025, 10.00 – 17.00 Uhr, Dachverband der autonomen Frauenbe-
ratungsstellen NRW e.V., Ort: Beginenhof Essen, Goethestr. 63-65, Anmeldung und Informa-
tionen hier. 

Themenabend: Schule & Rassismus, 30.08.2025, 14.00 – 16.00 Uhr, Jugendrat Düsseldorf, 
Ort: zeTT – Jugendinformationszentrum, Willi-Becker-Allee 10, 40227 Düsseldorf, Anmeldung 
hier. 

Mitgliederversammlung, 03.09.2025, 13.30 – 18.00 Uhr, Flüchtlingsrat NRW, Ort: Q1, Halb-
achstr. 1, 44793 Bochum, Informationen folgen. 

Seminar: Umgang mit Traumatisierung durch Selbsthilfetechniken, 04.09.2025 – 05.09.2025, 
10.00 – 17.00 Uhr, Dachverband der autonomen Frauenberatungsstellen NRW e.V., Ort: Begi-
nenhof Essen, Goethestr. 63-65, Anmeldung und Informationen hier.  

Workshop: Die ‚bewegliche Mitte' und der Wertekompass – Narrative effektiv gestalten, 
04.09.2025, 17.00 – 20.00 Uhr, Multikulturelles Forum e.V., Ort: Dietrich-Keuning-Haus, Leo-
poldstr. 50-58, 44147 Dortmund, Anmeldung und Informationen hier. 

Workshop: Die ‚bewegliche Mitte' und der Wertekompass – Narrative effektiv gestalten, 
09.09.2025, 17.00 – 20.00 Uhr, Multikulturelles Forum e.V., Ort: Dietrich-Keuning-Haus, Leo-
poldstr. 50-58, 44147 Dortmund, Anmeldung und Informationen hier. 

https://www.frnrw.de/aktuelle-veranstaltungen-des-fluechtlingsrats-nrw
https://www.frnrw.de/aktuelle-veranstaltungen-des-fluechtlingsrats-nrw
https://www.frauenberatungsstellen-nrw.de/stabilisierungstechniken-fuer-die-arbeit-mit-gefluechteten-frauen-pep-trauma-und-selbstwerttraining?show=single&termin=Do.%2028.08.25%2010:00%20bis%2017:00
https://docs.google.com/forms/d/e/1FAIpQLSdXfMAvP1NTQVWNPvke_-JUUJ9QYOSn3vgGl72KrzurOcsjVg/viewform
https://www.google.com/url?sa=t&source=web&rct=j&opi=89978449&url=/maps/place//data%3D!4m2!3m1!1s0x47b8e06f6879c6c1:0x23c6997e0023723d%3Fsa%3DX%26ved%3D1t:8290%26ictx%3D111&ved=2ahUKEwjZysqv6ryOAxWyxAIHHRdkLTAQ4kB6BAgnEAM&usg=AOvVaw0dr36CupO7HQ4dtNzMUAOL
https://www.frauenberatungsstellen-nrw.de/umgang-mit-traumatisierung-durch-selbsthilfetechniken?show=single&termin=Do.%2004.09.25%2010:00%20bis%2017:00
https://www.eventbrite.de/e/die-bewegliche-mitte-und-der-wertekompass-narrative-effektiv-gestalten-tickets-1433472136749?aff=oddtdtcreator
https://www.eventbrite.de/e/die-bewegliche-mitte-und-der-wertekompass-narrative-effektiv-gestalten-tickets-1433477332289?aff=oddtdtcreator

